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Stadt Oldenburg (Oldb) 
Satzung 
der Stadt Oldenburg (Oldb) 
über die Erhebung von Friedhofsgebühren 
(Friedhofsgebührensatzung) 
vom 18. 12. 2023 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17. 12. 
2010 (Nds. GVB1. S. 576), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2023 (Nds. GVB1. S. 
250) und der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. 
04. 2017 (Nds. GVB1. S. 121), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. 09. 2022 (Nds. GVB1. S. 
589) hat der Rat der Stadt Oldenburg folgende Satzung 
beschlossen: 

§1 
Allgemeines  

(1) Die Stadt Oldenburg (Oldb) unterhält ihre Friedhöfe 
als öffentliche Einrichtung. 

(2) Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und 
ihrer Bestattungseinrichtungen sowie für besonde-
re Leistungen auf dem Gebiet des Friedhofswesens 
werden Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung er-
hoben. 

§2 
Gebührentarif 

1. 	Allgemeine Gebühren 
1.10 Benutzung der Andachtshalle 

(inklusive Nutzung der Orgel) für 
die Dauer von 1,5 Stunden 
(inklusive Vor- und Nachbereitung) 
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1.11 jede weitere angefangene 
halbe Stunde für die Nutzung 
der Andachtshalle 	 80,00 

1.20 Benutzung des Urnenübergabe- 
raumes für die Dauer von 
60 Minuten (inklusive Vor- 
und Nachbereitung) 	 33,00 

1.21 	Jede weitere angefangene 
halbe Stunde für die Nutzung 
des Urnenübergaberaumes 	 16,00 

2. Gebühren des Krematoriums 
(zzgl. Umsatzsteuer  gem.  7.) 

2.1 	Benutzung des Kühlraumes, 
pauschal 	 31,00 

2.2 	Einäscherung einschließlich 
Aschekapsel 	 286,00 

2.3 	Einäscherung von Früh- und 
Totgeburten sowie Säuglingen 
bis zum 6. Lebensmonat 
einschließlich Aschekapsel 	 84,00 

2.4 	Einäscherung der Leichname 
von Kleinkindern bis zum Alter 
von 5 Jahren einschließlich 
Aschekapsel 	 143,00 

2.5 	Aufgabe der Aschekapsel zur Post 	61,00 
3. Grabgebühren 
3.1 	Reihengräber für Erdbestattungen 
3.1.1 für Verstorbene bis zum 5. Lebensjahr 295,00 
3.1.2 für Verstorbene ab dem 5. Lebensjahr 1.002,00 
3.1.3 Anonymes Erdgrab 	 874,00 
3.1.4 Reihengrabstätte in Rasenflächen 

(inklusive Grabmal und 
und Gravur), je Stelle 	 1.322,00 

3.1.5 Verlängerung der Nutzungszeit 
(nur für Partnergräber) je Jahr 	37,00 

3.2 	Wahlgräber für Erdbestattungen 
3.2.1 Wahlgrab für Verstorbene 

bis zum 5. Lebensjahr, 
einfach tief, je Stelle 	 455,00 

3.2.2 Verlängerung der Nutzungszeit 
für die Stelle je Jahr 	 29,00 

3.2.3 Wahlgrab für Verstorbene 
ab dem 5. Lebensjahr, 
je Stelle 	 1.070,00 

3.2.4 Verlängerung der Nutzungszeit 
je Stelle und Jahr 	 43,00 

3.3 	Reihengräber für Urnenbestattungen 
3.3.1 Urnem-eihengrabstelle 	 590,00 
3.3.2 Anonymes, naturnahes Urnengrab 	619,00 
3.3.3 Anonymes Urnengrab 	 482,00 
3.4 	Wahlgräber für Urnenbestattungen 
3.4.1 Urnenwahlgrab 	 767,00 
3.4.2 Verlängerung der Nutzungszeit 

je Jahr 	 38,00 
3.4.3 Urnengemeinschaftsanlage 

(inklusive Anteil vom Gesamt- 
grabmal und Gravur) 	 1.464,00 

3.4.4 Urnengemeinschaftsanlage 
für Paare u. Lebensgemeinschaften 
(inklusive Anteil vom Gesamt- 
grabmal und Gravur) 	 2.936,00 

3.4.5 Verlängerung der Nutzungszeit 
je Partnergrab je Jahr 	 75,00  

3.4.6 Urnenwahlgrab in besonderer Lage 1.526,00 
3.4.7 Verlängerung je Jahr 	 76,00 
3.4.8 Urnenwahlgrabstätten in 

naturnaher Lage je Jahr 
(zum Beispiel Familien-/ 
Gemeinschaftsbaum) 	 3.413,00 

3.4.9 Verlängerung der Nutzungszeit 
von Urnenwahlgrabstätten in 
naturnaher Lage je Jahr 	 170,00 

4. Beisetzung (einschließlich Graberstellung) 
4.1 	Verstorbene bis zum 5. Lebensjahr 
4.2 	Verstorbene ab dem 5. Lebensjahr 
4.3 	Urnenbeisetzung 
4.4 	Urnenbeisetzungen in den Fällen 

der unter 3.3.3 und 3.4.3 
genannten Grabarten 

5. Grabumrandung 
5.1 	Grab für Erdbestattung 
5.1.1 Reihengrab für Verstorbene 

bis zum 5. Lebensjahr 	 117,00 
5.1.2 Reihengrab und einstelliges 

Wahlgrab für Verstorbene 
ab dem 5. Lebensjahr 	 192,00 

5.1.3 bei Zweitbelegung 	 59,00 
5.1.4 für jede weitere Stelle 	 74,00 
5.2 	Urnengrab 
5.2.1 Urnenreihengrab und 

einstelliges Urnenwahlgrab 	118,00 
5.2.2 für jede weitere Urnenwahlgrabstelle 	65,00 
6. Leistungen außerhalb der o. d. Tarife 
Pro Einsatzkraft werden je angefangene halbe Stunde 
28,00 Euro berechnet. Für die eingesetzten Motorgerä-
te werden je nach Art des Motorgerätes mit Bedienung 
folgende Beträge je angefangene halbe Stunde berech-
net: 
Friedhofsbagger 	 70,00 Euro 
Kompaktschlepper oder Minikipper 	40,00 Euro 
7. Umsatzsteuer 
Soweit die durch diese Satzung festgelegten Gebühren 
der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, tritt die Umsatz-
steuer in jeweils festgelegter Höhe zusätzlich hinzu. 
Dies gilt insbesondere für die Ziffern 2.1 bis 2.4, 3.3.3, 
3.4.3 und 4.4. 

§3 
Gebührenschuldner 

(1) Zur Zahlung der Gebühren sind der Antragsteller 
und derjenige verpflichtet, in dessen Auftrag der 
Friedhof und die Bestattungseinrichtungen benutzt 
oder besondere Leistungen in Anspruch genommen 
werden (Gebührenschuldner). 

(2) Mehrere Schuldner einer Gebühr sind Gesamt-
schuldner. 

§4 
Entstehung der Gebührenschuld  

Die Gebührenschuld entsteht für die in § 2 aufge-
führten Gebühren mit Ausnahme der in Tarif 3 ge-
nannten Gebühren mit Abschluss der Leistungen. Für 
die in Tarif 3 aufgeführten Leistungen entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Überlassung der Grabstelle. 

225,00 
597,00 
199,00 

199,00 
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§6 
Veranlagung und Fälligkeit  

Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt und 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
Ist im Gebührenbescheid ein anderer Zeitpunkt für die 
Fälligkeit angegeben, so gilt dieser. 

§6 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01. 01. 2024 in Kraft. 
Oldenburg (Oldb), 18. 12. 2023 
Jürgen Krogmann 
Oberbürgermeister 

Bekanntmachung des 00WV 
Der 00WV gibt folgende Änderungen bekannt: 

Trinkwasser-Versorgungsbedingungen 
Wasserlieferungsbedingungen des 00WV 
als ergänzende Vertragsbestimmungen 
zur AVBWasserV 

Gültig ab 1. Januar 2024 

§ 3 Wasserbezugspreis (§ 4 AVBWasserV) 

1. Der Wasserbezugspreis setzt sich zusammen aus dem 
Wasserpreis und dem Grundpreis. 
Als Bemessungsgrundlage für den Grundpreis gelten 
wirtschaftliche Einheiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der 
Wasserlieferungsbedingungen als Ergänzende Ver-
tragsbestimmungen zur AVBWasserV. 

§ 12 Laufzeit des Versorgungsvertrages 
(§ 32 AVBWasserV) 

4. Bei einer zeitweiligen Stilllegung des Anschlusses 
auf Veranlassung des Grundstückseigentümers ist der 
für alle vorhandenen Einheiten vorgesehene Grund-
preis weiterzuzahlen. 
§ 13 Änderungsvorbehalt 

Der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband behält 
sich eine Änderung der „Wasserlieferungsbedingungen 
des 00WV als ergänzende Vertragsbestimmungen zur 
AVBWasserV" jederzeit vor. Sie werden durch Veröf-
fentlichung in der örtlichen Tagespresse und den Amts-
blättern der Mietgliedslandkreise für die Anschlus-
snehmer wirksam. 
§ 14 Datenschutz 

Der 00WV verarbeitet im Rahmen der Wasserversor-
gung personenbezogene Daten. Nähere Informationen 
zum Datenschutz werden in den Datenschutzinforma-
tionen für Kunden zur Verfügung gestellt. Bestehen 
Nießbrauchsrechte oder sonstige dingliche oder sachli-
che Nutzungsrechte Dritter an einem Grundstück, so 
ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Daten-
schutzinformationen allen betroffenen Personen zur 
Kenntnis zu bringen. 
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§ 15 Inkrafttreten 

Die Ergänzenden Vertragsbestimmungen des Olden-
burgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes zu der „Ver-
ordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor-
gung mit Wasser" treten gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 12. 12. 2023 mit ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
00VVV, Georgstraße 4, 26919 Brake/Unterweser 
Telefon 04401! 916-0 
www. oowv. de  

• 

Bekanntmachung des 00WV 
Der 00WV gibt folgende Änderungen bekannt: 

Anlage zu den Versorgungsbedingungen 
Preisregelungen des 00WV  fir  die Versorgung mit Trinkwasser 
Gültig ab 1. Januar 2024 

§ 1 Lieferungen und Leistungen 

•'• 
1. Trinkwasserpreis 
Der Trinkwasserpreis wird nach Kubikmetern berechnet und beträgt 

	

Netto Euro 	 7 % MwSt. Euro 	Brutto Euro 

	

1,32/m' 	 0,09 	1,41/m3  

2. Grundpreis 
Der Grundpreis wird nach der Anschlussnennweite und der Anzahl der zu versorgenden wirtschaftlichen 
Einheiten berechnet und beträgt 

	

Netto Euro 	 7 % MwSt. Euro 	Brutto Euro 
a) Anschlüsse für unbebaute Grundstücke 	mtl. 	7,13 	 0,50 	 7,63 
b) Anschlüsse für bebaute Grundstücke 

pro wirtschaftliche Einheit im Sinne 
des § 2 Abs. 3 der Wasserlieferungs- 
bedingungen zur AVBWasserV 	 mtl. 	7,13 	 0,50 	 7,63 

c) Anschlüsse, deren Zähler jährlich 
aus- und eingebaut werden 	 mtl. 	14,48 	 1,01 	15,49 

d) Anschlüsse mit folgenden Nennweiten, 
soweit diese für die erste wirtschaftliche 
Einheit erforderlich werden: 
50 mm 	 mtl. 	11,14 	 0,78 	11,92 80 mm 	 mtl. 	28,52 	 2,00 	30,52 100 mm 	 mtl. 	44,56 	 3,12 	47,68 125 mm bis 150 mm 	 mtl. 	84,25 	 5,90 	90,15 200 mm 	 mtl. 	178,25 	 12,48 	190,73 

Für jede weitere wirtschaftliche Einheit wird zusätzlich der Grundpreis nach Ziffer b) berechnet. 

§ 2 Leistungsentgelte für Standrohre 

	

Netto Euro 	 7 % MwSt. Euro 	Brutto Euro 

b) Miete pro angefangenen Monat 37,90 2,65 40,55 
c) Trinkwasserpreis pro entnommenen m' 2,00 0,14  2,14 
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§ 8 Inkrafttreten 

Die vorstehende Fassung der Preisregelungen tritt gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 12. 12. 2023 
mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung unter Aufhebung der bisherigen Preisregelungen zum 01. 01. 2024 
in Kraft. 
00WV, Georgstraße 4, 26919 Brake/Unterweser 
Telefon 04401 / 916-0 
www.00wv.de   

• 

1. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
über die Erhebung von Abgaben für die 
zentrale Niederschlagswasserbeseitiung 
(Abgabensatzung 
Niederschlagswasserbeseitigung) 
für das Gebiet der Stadt Oldenburg 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasser-
verbandes über die Erhebung von Abgaben für die zen-
trale Niederschlagswasserbeseitigung (Abgabensat-
zung Niederschlagswasserbeseitigung) für das Gebiet 
der Stadt Oldenburg vom 01. 11. 2022 wird wie folgt 
geändert: 
I. Änderung von § 4 
§ 4 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Benutzungsgebühr beträgt jährlich 0,70 Euro je 
Quadratmeter nach § 3 maßgeblicher Grundstücks-
fläche. 
Änderung von § 14 

§ 14 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Aufwendungen für die Herstellung des Grund-
stücksanschlusses sowie für die Veränderung und 
Beseitigung des Grundstücksanschlusses sind dem 
Verband in der tatsächlich entstandenen Höhe zu er-
setzen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
• 

1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die zentrale Abwasserbeseitigung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
für das Gebiet der Stadt Oldenburg 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung für die zentrale Abwasserbeseitigung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes für das 
Gebiet der Stadt Oldenburg vom 01. 11. 2022 wird wie 
folgt geändert: 
I. Änderung von § 2 
§ 2 wird wie folgt geändert:  

Abs. 7  lit.  a) wird wie folgt neu gefasst: 
das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz für die 
Schmutzwasserbeseitigung einschließlich aller 
technischen Einrichtungen wie (je nach den örtli-
chen Verhältnissen) das Leitungsnetz mit getrenn-
ten Leitungen für Schmutzwasser (Trennverfahren) 
oder/und die gemeinsamen Leitungen für Schmutz-
und Niederschlagswasser (Mischverfahren), 
Schächte, Pumpstationen, Rückhaltebecken (soweit 
sie keine Gewässer im Sinne des WHG sind), Inspek-
tionsöffnungen und Kleinpumpwerke auf dem zu 
entwässernden Grundstück, 

In Abs. 8  lit.  a) wird wie folgt neu gefasst: 
das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz für die 
Niederschlagswasserbeseitigung einschließlich al-
ler technischen Einrichtungen wie (je nach den ört-
lichen Verhältnissen) das Leitungsnetz mit getrenn-
ten Leitungen für Niederschlagswasser (Trennver-
fahren) oder/und die gemeinsamen Leitungen für 
Schmutz- und Niederschlagswasser (Mischverfah-
ren), Schächte, Pumpstationen, Rückhaltebecken 
(soweit sie keine Gewässer im Sinne des WHG sind), 
Inspektionsöffnungen, 

H. Änderung von § 4 
§ 4 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

Die Verwendung als Brauchwasser ist dem Verband 
zuvor schriftlich anzuzeigen, soweit dies nicht be-
reits vor dem 01. 01. 2023 geschehen ist. 

M. Änderung von § 8 
Abs. 2 g) woird wie folgt neu gefasst: 

g) Inhalte mobiler Toiletten mit Sanitärzusätzen; 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
• 

1. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
über die Erhebung von Abgaben für die 
zentrale Schmutzwasserbeseitigung 
(Abgabensatzung zentrale 
Schmutzwasserbeseitigung) 
für das Gebiet der Stadt Oldenburg 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasser-
verbandes über die Erhebung von Abgaben für die zen- 
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trale Schmutzwasserbeseitigung (Abgabensatzung zen-
trale Schmutzwasserbeseitigung) für das Gebiet der 
Stadt Oldenburg vom 01. 11. 2022 wird wie folgt geän-
dert: 
I. Änderung von § 3 
§ 3 wird wie folgt geändert: 
Es wird ein neuer Abs. 3 eingefügt: 

Der Verband kann vom Gebührenpflichtigen den 
Einbau und die Verwendung einer geeigneten und 
mit dem Verband abgestimmten Schmutzwasser-
mengenmesseinrichtung auf dessen Kosten und die 
Übermittlung der von der Schmutzwassermessein-
richtung gemessenen Schmutzwassermengen ver-
langen. Der Verband ist berechtigt, die Schmutz-
wassermengenmesseinrichtung abzulesen und zu 
überprüfen. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 4 
bis 8.  
II.  Änderung von § 4 
§ 4 wird wie folgt geändert: 

Die Mengengebühr beträgt 2,36 Euro pro Kubikme-
ter Schmutzwasser.  

III.  Änderung von § 5 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Der CSB-Wert des Schmutzwassers wird für den je-
weiligen Erhebungszeitraum durch den Mittelwert 
aus mindestens sechs qualifizierten Stichproben 
oder Mischproben während des Erhebungszeitrau-
mes am Ablauf der Vorbehandlungsanlage vor der 
Vermischung mit anderem Abwasser ermittelt. Ist 
keine Vorbehandlungsanlage vorhanden, erfolgt die 
Beprobung nach Satz 1 am Ort des Anfalls des 
Schmutzwassers; die Beprobung kann an der Ein-
leitstelle erfolgen, wenn zuvor keine Vermischung 
mit anderem Abwasser erfolgt. Die qualifizierte 
Stichprobe umfasst mindestens fünf Stichproben, 
die - in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden 
im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten ent-
nommen - gemischt werden. Es gelten die Messver-
fahren nach der Verordnung über Anforderungen 
an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwas-
serverordnung - AbwV) in der jeweils gültigen Fas-
sung oder gleichwertige Verfahren im Sinne von § 4 
Abs. 2 AbwV. Die Messergebnisse sind dem Ge-
bührenpflichtigen mitzuteilen, sofern diese dem Ge-
bührenpflichtigen nicht bereits vorliegen. 

IV. Änderung von § 16 
§ 16 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Aufwendungen für die Herstellung des Grund-
stücksanschlusses für ein Grundstück sowie für die 
Veränderung und Beseitigung des Grundstücksan-
schlusses sind dem Verband in der tatsächlich ent-
standenen Höhe zu ersetzen. 

Artikel 12 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
•  

1. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
über die Erhebung von Abgaben  fur  die 
dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 
(Abgabensatzung dezentrale 
Schmutzwasserbeseitigung) 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasser-
verbandes über die Erhebung von Abgaben für die de-
zentrale Schmutzwasserbeseitigung (Abgabensatzung 
dezentrale Schmutzwasserbeseitigung) vom 01. 11. 
2022 wird wie folgt geändert: 
I. Änderung von § 4 
§ 4 wird wie folgt neu gefasst: 
Nach Abs. 3 wird ein neuer Abs. 4 eingefügt: 

Bei der Anlieferung des Inhalts von mobilen Toilet-
ten mit Sanitärzusätzen (z. B. Chemietoiletten, 
„Dixi"-Toiletten, Bautoiletten) ist die angelieferte 
Menge maßgebend. Berechnungseinheit für die 
Mengengebühr ist ein Kubikmeter. 
Änderung von § 5 

§ 5 wird wie folgt geändert: 
Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Grundgebühr je Abfuhr aus abflusslosen Sam-
melgruben und Kleinkläranlagen sowie für durch 
den Gebührenpflichtigen verursachte vergebliche 
Anfahrten der Entsorgungsfahrzeuge beträgt für 
Abfuhren montags bis freitags, außer an gesetzli-
chen Feiertagen, 7.00 Uhr bis 18.00 Uhr 74,64 
Euro. 

Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
Die Mengengebühr beträgt für Schmutzwasser aus 
abflusslosen Sammelgruben 15,44 Euro pro Kubik-
meter Schmutzwasser. 

Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Mengengebühr beträgt für Fäkalschlamm aus 
Kleinkläranlagen 50,78 Euro pro Kubikmeter Fä-
kalschlamm. 

Nach Abs. 4 wird ein neuer Abs. 5 eingefügt: 
Die Entsorgungsgebühr für die Behandlung von In-
halten mobiler Toiletten mit Sanitärzusätzen (z. B. 
Chemietoiletten, „Dixr-Toiletten, Bautoiletten) be-
trägt 49,02 EUR je angefangener rn3. 

m. Änderung der Anlage 
Die Anlage wird wie folgt ergänzt: 
Samtgemeinde 	Vertrag zur Übernahme und 
Banstorf 	Durchführung der Abwasser-

beseitigung der Samtgemeinde 
Barnstorf durch den 00WV 
vom 04. 12. 2023. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
• 
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Satzung über die 
dezentrale Schmutzwasserbeseitigung des 
Oldenburgisch-Ostfrisischen Wasserverbandes 
Prämbel 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 des Niedersächsischen Aus-
führungsgesetzes zum Wasserverbandsgesetz (Nds. 
AGVVVG) vom 06. 06. 1994 (Nds. GVB1. 238), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. 05. 2018 (Nds. GVB1. S. 
66) i. V. m. § 96 des Niedersächsischen Wassergesetzes 
(NWG) I. d. E vom 19. 02. 2010 (Nds. GVB1. S. 64), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. 09., 
2022 (Nds. GVB1. S. 578) und i. V. m. den §§ 54 ff. des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. 07. 2009 
(BGB1. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 
07. 2022 (BGB1. I S. 1237) sowie i. V. m. den vertragli-
chen Vereinbarungen zwischen dem Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband und seinen Verbandsmit-
gliedern über die Übertragung der Aufgabe der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung sowie die Übertragung der 
Befugnis zum Erlass von Satzungen in Bezug auf die 
Abwasserbeseitigungspflicht gemäß Anlage zu dieser 
Satzung hat die Verbandsversammlung des Oldenbur-
gisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (00VVV, im Fol-
genden „Verband") am 12. 12. 2023 folgende Satzung 
beschlossen: 

§1 
Allgemeines 

(1) Der Verband betreibt nach Maßgabe dieser Satzung 
zur Beseitigung des im Gebiet der in der Anlage ge-
nannten Gemeinden und Städte anfallenden 
Schmutzwassers eine öffentliche Einrichtung zur 
Beseitigung des Inhalts von abflusslosen Sammel-
gruben und des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms (dezentrale Schmutzwasserbeseitigung). 

(2) Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt mittels Ein-
richtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Be-
handlung von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms (öffentliche Einrichtung zur de-
zentralen Schmutzwasserbeseitigung). 

(3) Art, Lage und Umfang der zur öffentlichen Einrich-
tung gehörenden Abwasseranlagen sowie den Zeit-
punkt ihrer Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung, Erneuerung und sonstigen 
Änderung bestimmt der Verband. 

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung 
kann sich der Verband, unabhängig davon, ob ein-
zelne Satzungsbestimmungen hierzu konkrete Re-
gelungen treffen, Dritter bedienen. 

(5) Die DIN-Normen und sonstigen außerrechtlichen 
Regelungen, auf die in dieser Satzung verwiesen 
wird, werden beim Verband verwahrt und können 
dort während der Dienststunden eingesehen wer-
den. 

(6) Die in dieser Satzung genannte Anlage ist Bestand-
teil der Satzung. 

§2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Die Schmutzwasserbeseitigung im Sinne dieser Sat-
zung umfasst das Entleeren, Abfahren und Behan-
deln des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms  

und des in abflußlosen Gruben gesammelten 
Schmutzwassers, soweit der Verband schmutzwas-
serbeseitigungspflichtig ist. 

(2) Schmutzwasser im  Slime  dieser Satzung ist 
a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte 

Wasser, 
b) das durch gewerblichen, industriellen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunrei-
nigte oder sonst in seinen Eigenschaften verän-
derte Wasser. Ausgenommen ist das durch land-
wirtschaftlichen Gebrauch entstandene Schmutz-
wasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch 
genutzte Böden aufgebracht zu werden. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grund-
stück im  Slime  des Grundbuchrechtes. 

(4) Zur öffentlichen Einrichtung zur dezentralen 
Schmutzwasserbeseitigung gehören alle Vorkeh-
rungen und Einrichtungen für Abfuhr und Behand-
lung von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammel-
gruben und in Kleinkläranlgen anfallendem 
Schlamm außerhalb des zu entwässernden Grund-
stücks sowie die zur Erfüllung der dabei anfallen-
den Aufgaben eingesetzten Sachen und Personen 
bei dem Verband und dessen Beauftragten. 

(5) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne die-
ser Satzung sind abflusslose Sammelgruben und 
Kleinkläranlagen sowie alle sonstigen Einrichtun-
gen, die der Sammlung und Behandlung des 
Schmutzwassers und des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms auf dem Grundstück dienen. 

(6) Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf 
den/die Grundstückseigentümer/in beziehen, gelten 
die Regelungen entsprechend auch für Erbbaube-
rechtigte, Nießbraucher/innen und sonstige dingli-
che Berechtigte. 

§3 
Berechtigung und Verpflichtung 
zum Anschluss und zur Benutzung 

Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist berechtigt 
und verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßga-
be der Bestimmungen dieser Satzung an die öffent-
liche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasser-
beseitigung anzuschließen, soweit kein Recht und 
keine Pflicht zum Anschluss an eine öffentliche Ein-
richtung zur zentralen Schmut2vvasserbeseitigng 
bestehen. 
Die Verpflichtung nach Abs. 1 besteht, sobald auf 
dem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt. 
Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzuneh-
men, sobald das Grundstück mit Gebäuden für den 
dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen oder für gewerbliche oder industrielle 
Zwecke bebaut ist oder mit der Bebauung des 
Grundstücks begonnen wurde. 
Wenn und soweit ein Grundstück an die öffentliche 
Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung angeschlossen ist, ist der/die Grundstücksei-
gentümer/in berechtigt und verpflichtet, alles in 
eine abflusslosen Sammelgrube anfallende Schmutz-
wasser bzw. allen in einer Kleinkläranlage anfallen-
den Schlamm - sofern nicht eine Einleitungsbe- 

(1)  

(2)  

(3)  
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schränkung nach dieser Satzung besteht - der öf-
fentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutz-
wasserbeseitigung zuzuführen. 

(4) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
soweit und solange der Anschluss oder die Benut-
zung technisch nicht möglich oder mit einem un-
verhältnismäßig hohen Aufwand verbunden oder 
der Verband an der Schmutzwasserbeseitigung 
durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihm nicht zugemutet werden kann, ge-
hindert ist. Der Verband kann den Anschluss bzw. 
die Benutzung zulassen, wenn dies technisch mög-
lich ist und der/die Grundstückseigentümer/in die 
Mehrkosten, die mit dem Anschluss an die bzw. der 
Benutzung der öffentlichen Einrichtung zur dezen-
tralen Schmutzwasserbeseitigung verbunden sind, 
übernimmt und auf Verlangen des Verbandes ange-
messene Sicherheit leistet. 

(5) Der Verband kann die Schmutzwasserbeseitigung 
unterbrechen, soweit dies zur Vornahme betriebs-
notwendiger Arbeiten erforderlich ist. Der Verband 
hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit der 
Schmutzwasserbeseitigung unverzüglich zu beheben. 

(6) Der Verband ist berechtigt, die Schmutzwasserbesei-
tigung zu verweigern, 
a) wenn die Verweigerung erforderlich ist, um eine 

unmittelbare Gefahr für die Sicherheit der Allge-
meinheit abzuwenden, oder 

b) um zu gewährleisten, dass die Einleitungsbedin-
gungen eingehalten werden, oder 

c) um zu gewährleisten, dass die Grundstücksent-
wässerungsanlage so betrieben wird, dass 
Störungen anderer Grundstückseigentümer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des 
Verbandes oder Dritter oder Rückwirkungen auf 
die Wasserversorgung ausgeschlossen sind. 

Der Verband nimmt die Schmutzwasserbeseitigung 
unverzüglich wieder auf, sobald die Gründe für die 
Verweigerung entfallen sind. 

§4 
Befreiung von Anschluss- und/oder 
Benutzungszwang 

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benut-
zungszwang kann auf Antrag ausgesprochen wer-
den, wenn der Anschluss des Grundstücks an die öf-
fentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwas-
serbeseitigung oder ihre Benutzung für den/die 
Grundstückseigentümer/in unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumut-
bar ist. Der Antrag soll schriftlich innerhalb von 
vier Wochen nach der Aufforderung zum Anschluss 
bei dem Verband gestellt werden. Für Befreiungsan-
träge gilt § 7 Abs. 2 entsprechend. Der Verband 
kann bei Bedarf Unterlagen nachfordern. 

(2) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benut-
zungszwang ist unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
und auf eine bestimmte Zeit auszusprechen. 

§5 
Allgemeine Einleitungsbedingungen 

(1) Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach § 57 
WHG bedarf, treten die in dieser Genehmigung vor- 

gegebenen Werte und Anforderungen an die Stelle 
der in dieser Satzung festgelegten Einleitungsbe-
dingungen, soweit diese über die in dieser Satzung 
festgelegten Einleitungsbedingungen hinausgehen. 
Eine aufgrund § 57 WHG Genehmigung ersetzt im 
Übrigen nicht die Entwässerungsgenehmigung 
nach dieser Satzung. Der/Die Grundstückseigentü-
mer/in ist verpflichtet, eine Ausfertigung der Ge-
nehmigung nach § 57 WHG innerhalb eines Monats 
nach Zugang dem Verband auszuhändigen. 

2) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwasser 
in unzulässiger Weise in die öffentliche Einrichtung 
zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung einge-
leitet, ist der Verband berechtigt, auf Kosten des/der 
Grundstückseigentümers/in die dadurch entstehen-
den Schäden in den zur öffentlichen Einrichtung 
gehörenden Anlagen zu beseitigen. 

3) Entspricht eine Einleitung nicht mehr den jeweils 
geltenden Einleitungsbedingungen, ist der/die 
Grundstückseigentümer/in verpflichtet, die Einlei-
tung entsprechend auf seine/ihre Kosten anzupas-
sen. Der Verband kann eine solche Anpassung ver-
langen und dafür eine angemessene Frist setzen. 

§6 
Besondere Einleitungsbedingungen 

(1) In die öffentliche Einrichtung zur dezentralen 
Schmutzwasserbeseitigung dürfen keine Stoffe ein-
geleitet werden, die 
a) die zur öffentlichen Einrichtung zur dezentralen 

Schmutzwasserbeseitigung gehörenende Anla-
gen verstopfen oder zu Ablagerungen führen, 

b) giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder 
Gase bilden, 

c) Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Einrich-
tung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
in stärkerem Maße angreifen sowie 

d) die Abwasserreinigung und/oder die Schlammbe-
seitigung erschweren, 

e) die öffentliche Einrichtung zur dezentralen 
Schmutzwasserbeseitigung sonst gefährden oder 
ihren Betrieb erschweren, behindern oder beein-
trächtigen, 

f) sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere 
die Gewässer, auswirken, 

g) die öffentliche Sicherheit gefährden, 
h) das in der öffentlichen Einrichtung zur dezentra-

len Schmutzwasserbeseitigung tätige Personal 
gefährden oder 

i) die angeschlossenen Grundstücke gefährden. 
(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt insbesondere für folgen-

de Stoffe: 
a) Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, 

Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunst-
stoffe, Textilien, Feuchttücher, Hygieneartikel, 
grobes Papier u. ä. (diese Stoffe dürfen auf in zer-
kleinertem Zustand nicht eingeleitet werden); 

b) Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhy-
drat, Gips, Mörtel, flüssige und später erhärten-
de Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren 
Emulsionen; 
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c) Jauche,  Guile,  Mist, Silagesickersaft, Blut, Mol-
ke und Futterreste aus der Tierhaltung; 

d) Kaltreiniger oder ähnliche Stoffe, die chlorierte 
Kohlenwasserstoffe enthalten oder die Öl- und 
Fettabscheidung verhindern; 

e) Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzl-
fiche Öle und Fette einschließllich des durch die-
se Stoffe verunreinigten Waschwassers; 

I) Säuren und Laugen (zulässiger  pH-Bereich 6,5 - 
10), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, 
Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoff-
wasserstoffsääure sowie deren Salze;  Carbide,  
die Acetylen bilden; ausgesprochen toxische 
Stoffe; Schlämme aus  Neutralisations-,  Entgif-
tungs- und sonstigen privaten Behandlungsan-
lagen; 
Inhalte mobiler Toiletten mit Sanitärzusätzen; 
nicht desinfiziertes Schmutzwasser aus Infek-
tionsabteilungen von Krankenhäusern und me-
dizinischen Instituten; 

i) Grund-, Quell-, Drainage- und Kühlwasser; 
j) Medikamente und pharmazeutische Produkte; 
k) Schmutzwasser aus Schlachthöfen, deren Rück-

haltesystem nicht den Anforderungen der Ver-
ordnung über das Inverkehrbringen von Dünge-
mitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten 
und Pflanzenhilfsmitteln (Düngemittelverord-
nung - DüM'V) in der jeweils gültigen Fassung 
entspricht; 

1) radioaktive Stoffe; 
m) Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfär-

bung des Abwassers in der Kläranlage oder des 
Gewässers führen; 

n) feuergefährliche oder explosive Stoffe; 
o) Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besor-

gung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreiche-
rungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, 
fruchtschädigenden oder erbgutverändernden 
Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle,  Cyanide,  halogenierte Kohlen-
wasserstoffe, polycyclische Aromate, Phenole; 
Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern 
Kondensate aus Feuerungsanlagen ab 100 kW 

(3) Ausgenommen von Abs. 1 und 2 sind unvermeidba-
re Spuren solcher Stoffe im Schmutzwasser bzw. im 
in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamm in der 
Art und in der Menge, wie sie auch im Schmutzwas-
ser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen 
sind. 

(4) Schmutzwasse darf, abgesehen von den übrigen Be-
grenzungen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet 
werden, wenn es/er die in diesem Absatz genannten 
Einleitungswerte nicht überschreitet. § 5 Abs. 1 
Satz 1 bleibt unbeührt. 
a) Allgemeine Parameter 

aa) Temperatur: 35 ° C  
bb)  pH-Wert: wenigstens: 6,5 

höchstens: 10 
b) Schwerflüchtige lipophile Stoffe: 300 mg/1  

c) Kohlenwasserstoffe 
aa) Kohlenwasserstoffindex: 20 mg/1  
bb)  Adsorbierbare organische Halogenverbin-

dungen (AOX): 1 mg/1  
cc)  Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasser-

stoffe (LHKW) als Summe aus Trichlorethen, 
Tetrachlorethen, Dichlormethan, 1,1,1-Tri-
chlormethan, gerechnet als Chlor Cl: 0,5 mg/1 

d) Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 
aa) Arsen (As) 0,5 mg/1  
bb)  Blei (Pb) 1,0 mg/I  
cc)  Cadmium (Cd) 0,5 mg/1 
dd) Chrom-6-wertig (Cr) 0,2 mg/1 
ee) Chrom (Cr) 1,0 mg/1 
ff) Kupfer  (Cu)  1,0 mg/1 
gg) Nickel (Ni) 1,0 mg,/1 
hh) Quecksilber  (Hg)  0,1 mg/1  
ii)  Selen (Se) 1,0 mg/1 
jj) Zink (Zn) 5,0 mg/1 
kk) Zinn (Sn) 5,0 mg/1 
ll) Kobalt (Co) 2,0 mg,/1 
mm) Silber (Ag) 0,5 mg,/1  
nn)  Antimon (Sb) 0,5 mg/1 
oo) Barium (Ba) 5,0 mg/1 

e) Anorganische Stoffe (gelöst) 
aa) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak 

(NH4-N±NH3-N) mit 100 mg/1  
bb)  Phosphor, gesamt (P) 50 mg/1  
cc)  Sulfid (S) 2 mg/1 

f) Organische Stoffe 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 1.000 mg/1 

(5) Für in Abs. 4 nicht aufgeführte Stoffe werden die 
Einleitungswerte im Bedarfsfall vom Verband fest-
gesetzt, wenn dies von der Menge oder der Beschaf-
fenheit des einzuleitenden Schrnutzwassers oder des 
in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms her er-
forderlich ist, um eine ordnungsgemäße Abwasser-
beseitigung sicherzustellen, soweit sie nicht als 
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 festgesetzt gelten. 

(6) Die in Abs. 4 genannten Einleitungswerte gelten am 
Ort des Anfalls des Schmutzwassers oder, wenn eine 
Vorbehandlung erfolgt, am Ablauf der Vorbehand-
lungsanlage vor der Vermischung mit anderem Ab-
wasser. 

(7) Der Verband kann die Einhaltung der Einleitungs-
werte nach dieser Satzung jederzeit überprüfen (§ 
13 Abs. 1). Die Einleitungswerte beziehen sich auf 
die Analyse- und Messverfahren nach Anlage 1 der 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung - 
AbwV) in der jeweils gültigen Fassung oder gleich-
wertige Verfahren im Sinne von § 4 Abs. 2 AbwV. 

(8) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht 
kommenden allgemein anerkannten Regeln der 
Technik Schmutzwasser zu verdünnen oder zu ver-
mischen. 

h) 

P) 
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§7 
Pflicht zur Anzeige der Entwässerung 

(1) Der Anschluss an und das Einleiten von Schmutz-
wasser bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms in die öffentliche Einrichtung zur dezen-
tralen Schmutzwasserbeseitigung bedürfen der An-
zeige (Entwässerungsanzeige). Änderungen der 
Grundstücksentwässerungsanlage sowie der der 
Entwässerungsanzeige zugrunde liegenden 
Schmutzvvasserverhältnisse bzw. Verhältnisses des 
in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms bedür-
fen ebenfalls einer Anzeige. 

(2) Anzeigen nach Abs. 1 hat der/die Grundstücksei-
gentümer/in in Textform vorzunehmen. 

(3) Der Verband kann den Anschluss an und das Einlei-
ten des Schmutzwassers bzw. des in Kleinkläranla-
gen anfallenden Schlamms in die öffentliche Ein-
richtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung untersagen, wenn die angezeigte Entwässe-
rung nicht den Anforderungen dieser Satzung ent-
spricht. 

(4) Er kann Untersuchungen der Beschaffenheit des 
Schmutzwassers und des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms, sofern dies zur Entscheidung 
über eine Untersagung der Entwässerung erforder-
lich erscheint. Die Kosten hat der/die Grundstücks-
eigentümer/in zu tragen. 

(5) Die Entwässerungsanzeige gilt auch für und gegen 
die Rechtsnachfolger/innen des/der Grundstücksei-
gentümers/in. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Ge-
nehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der 
Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

(6) Vor Ablauf von drei Monaten nach der Entwässe-
rungsanzeige darf mit der Herstellung oder Ände-
rung der Grundstücksentwässerungsanlage nur be-
gonnen werden, wenn und soweit der Verband sein 
Einverständnis erteilt hat. 

§8 
Anforderungen an die Entwässerungsanzeige 

(1) Die Entwässerungsanzeige ist zum Zeipunkt der 
Stellung des Antrages auf Baugenehmigung oder 
Vornahme der Bauanzeige bei dem Verband einzu-
reichen. Bei allen anderen Vorhaben ist die Entwäs-
serungsanzeige drei Monate vor deren geplantem 
Beginn einzureichen. 
Bei genehmigungsfreien Bauvorhaben nach § 62 
NBau0 ist die Entwässerungsanzeige mit dem An-
trag auf Bestätigung der Gemeinde, dass die Er-
schließung im Sinne des § 30 BauGB gesichert ist, 
beim Verband vorzulegen. 

(2) Die Entwässerungsanzeige hat zu enthalten: 
a) Angaben über Art und Bemessung der Grund-

stücksentwässerungsanlage; 
b) Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungser-

laubnis für die Grundstücksentwäs.serungsanlage; 
c) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des an-

zuschließenden Grundstücks im Maßstab nicht 
kleiner als 1:500 rnit folgenden Angaben: 

Gemarkung, Flur, Flurstück, Grundstücks-
größe, Eigentümer, 

Gemeinde/Ortsteil/Ortschaft, 
- Straße und Hausnummer, 
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen 

auf dem Grundstück, 
Lage der Kleinkläranlage bzw. abflusslosen 
Sarnmelgrube, 

- Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb 
des Gebäudes mit Schächten, 

- Anfahrts- und Entleerungsmöglichkeiten für 
das Entsorgungsfahrzeug 

d) eine Beschreibung des gewerblichen Betriebs-
dessen Schmutzwasser bzw. in einer Kleinkläran-
lage anfallender Schlamm eingeleitet werden soll, 
nach Art und Umfang der Produktion und der 
Anzahl der Beschäftigten sowie des voraussicht-
lich anfallenden Schmutzwassers bzw. des vor-
aussichtlich in einer Kleinkläranlage anfallenden 
Schlamms je nach Menge und Beschaffenheit; 

e) bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vor-
behandlungsanlagen Angaben über 
- Menge und Beschaffenheit des Schmutzwas-

sers bzw. des in einer Kleinkläranlage anfal-
lenden Schlamms, 

- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungs-
anlage, 

- Behandlung und Verbleib von anfallenden 
Rückständen (z. B. Schlämme, Feststoffe, 
Leichtstoffe, 

- Anfallstelle des Schmutzwassers im Betrieb. 
(3) Schmutzwasserleitungen sind mit durchgezogenen, 

Niederschlagswasserleitungen mit gestrichelten Li-
nien darzustellen, Mischwasserleitungen strich-
punktiert. Später auszuführende Leitungen sind zu 
punktieren. 
Folgende Farben sind dabei zu verwenden: 
- für vorhandene Anlagen = schwarz 
- für neue Anlagen = rot 
- für abzubrechende Anlaen = gelb 

(4) Der Verband kann weitere Unterlagen fordern, 
wenn diese zur Beurteilung der Entwässerungsan-
lage erforderlich sind. 

(5) Für die Anzeige von Änderungen der Grundstücks-
entwässerungsanlage oder der der Entwässerungs-
anzeige zugrunde liegenden Schmutzwasserverhält-
nisse bzw. Verhältnisse des in Kleinkläranlagen an-
fallenden Schlamms nach § 7 Abs. 1 Satz 2 gelten 
Abs. 1 bis Abs. 4 entsprechend. 

§9 
Bau und Betrieb von abflusslosen 
Sammelgruben und Kleinkläranlagen 

(1) Abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen 
sind von dem/der Grundstückseigentümer/in nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik und 
nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene 
Kosten zu errichten und zu betreiben. 

(2) Abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen 
sind so anzulegen und vorzuhalten, dass sie von den 
eingesetzten Entsorgungsfahrzeugen ungehindert 
angefahren und entleert werden könen. 

(3) Andere Anlagen als abflusslose Sammelgruben und 
Kleinkläranlagen sowie Sammelgruben und Klein-
kläranlagen, deren Inhalt der Nachweispflicht als 
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Abfall gemäß der Nachweisverordnung (NachwV) 
unterliegt, werden vom Verband nicht entleert. 

(4) Wenn auf einem Grundstück Krankheitsfälle auf-
treten, die gemäß dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
oder auf dessen Grundlage erlassener Rechtsvor-
schriften den zuständigen Behörden angezeigt wer-
den müssen und deren Erreger durch den Gruben-
inhalt übertragen werden können, so hat der/die 
Grundstückseigentümer/in den Inhalt der abflusslo-
sen Sammelgrube oder Kleinkläranlage vor der Ent-
leerung desinfizieren zu lassen. 

§ 10 
Besondere Regelungen 
für abflusslose Sammelgruben 

(1) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf vom 
Verband oder durch von ihm Beauftragte entleert. 
Mehrkammerabsetzgruben müssen bei Bedarf, min-
destens jedoch einmal jährlich, entleert werden. 
Mehrkammerausfaulgruben müssen mindestens im 
zweijährigen Abstand entleert werden. Der/die 
Grundstückseigentümer/in ist verpflichet, alle Vor-
kehrungen zu treffen, damit eine Entleerung recht-
zeitig erfolgen kann. Insbesondere hat er/sie die 
Notwendigkeit einer Entleerung gegenüber dem 
Verband rechtzeitig - mindestens drei Wochen vor-
her - anzuzeigen. 

(2) Der Verband oder von ihm Beauftragte geben die 
Entleerungstermine bekannt. Die Bekanntgabe 
kann öffentlich geschehen. Der/die Grundstücksei-
gentümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu 
treffen, dass die Entleerung zum festgesetzten Zeit-
punkt erfolgen kann. 

§ 11 
Besondere Regelungen  fir  Kleinkläranlagen 

(1) Kleinkläranlagen werden vom Verband oder durch 
von ihm Beauftragte bedarfsgerecht und nach den 
anerkannten Regeln der Technik entleert. 

(2) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Beseiti-
gung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms ist, dass durch den/die Grundstücksei-
gentümer/in die Durchführung regelmäßiger fach-
gerechter Messungen/Untersuchungen sicherge-
stellt wird, anhand derer die Notwendigkeit einer 
Abfuhr des in der Kleinkläranlage angefallenen 
Schlamms beurteilt werden kann. Diese haben nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik, je-
doch mindestens einmal im Jahr, zu erfolgen. Die 
Ergebnisse dieser Messungen/Untersuchungen sind 
dem Verband innerhalb von 14 Tagen mitzuteilen. 

(3) Eine Entleerung der Vorklärung hat bedarfsgerecht 
zu erfolgen. 

(4) Der Verband oder von ihm Beauftragte geben die 
Entleerungstermine bekannt. Die Bekanntgabe 
kann öffentlich geschehen. Der/die Grundstücksei-
gentümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu 
treffen, dass die Entleerung zum festgesetzten Zeit-
punkt erfolgen kann. 

§ 12 
Vorbehandlungsanlagen 

(1) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutz-
wasser bzw. der in Kleinkläranlagen anfallende 
Schlamm nicht den Anforderungen dieser Satzung 

entspricht, so hat der/die Grundstückseigentümer/in 
geeignete Vorbehandlungsanlagen zu erstellen und 
zu betreiben. 

(2) Vorbehandlungsanlagen sind so zu errichten und 
zu betreiben, dass die Schädlichkeit des Schmutz-
wassers bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms so gering gehalten wird, wie das bei An-
wendung der jeweils in Betracht kommenden Ver-
fahren nach dem Stand der Technik möglich ist. 
Enthält das Schmutzwasser Stoffe im Sinne von § 6 
Abs. 1 oder 2 und liegt kein Fall des § 6 Abs. 3 vor, 
Ist eine Vorbehandlung nach dem Stand der Technik 
erforderlich. 

(3) Hinter der Vorbehandlungsanlage muss in der Ab-
laufleitung eine Probeentnahmestelle vorhanden 
sein. 

(4) Die in der Vorbehandlungsanlage anfallenden 
Leichtstoffe, Feststoffe oder Schlämme hat der/die 
Grundstückseigentümer/in rechtzeitig und regel-
mäßig zu entnehmen. 

(5) Der Verband kann verlangen, dass der/die Grund-
stückseigentümer/in eine Person bestimmt und dem 
Verband in Textform benennt, die für die Bedienung 
der Vorbehandlungsanlage verantwortlich ist. Ein 
Wechsel der Person ist dem Verband anzuzeigen. 

§ 13 
Überwachung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Der Verband ist berechtigt, jederzeit die Grund-
stücksentwässerungsanlagen darauf zu überprüfen 
oder überprüfen zu lassen, ob die Einleitungsbedin-
gungen sowie die sonstigen Bestimmungen dieser 
Satzung eingehalten werden. Er kann zu diesem 
Zweck auch jederzeit Proben des Schmutzwassers 
und des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 
entnehmen und untersuchen. Die Kosten für diese 
Überwachungsmaßnahmen hat der/die Grund-
stückseigentümer/in zu tragen. 
Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, 
insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Schächte, 
Inspektionsöffnungen, Rückstausicherungen sowie 
Schmutzvvasserbehandlungsanlagen müssen zu-
gänglich sein. 

§ 14 
Anzeigepflichten 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen 
des Anschlusszwanges (§ 3) so hat der/die Grund-
stückseigentümer/in dies unverzüglich dem Ver-
band mitzuteilen. 

(2) Gelangen Stoffe im Sinne von § 6 Abs. 1 oder Abs. 2 
oder sonst gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öf-
fentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwas-
serbeseitigung, so hat der/die Grundstückseigentü-
mer/in dies dem Verband unverzüglich - mündlich 
oder fernmündlich, anschließend zudem schriftlich 
- mitzuteilen. 

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in hat Betriebs-
störungen oder Mängel an der Grundstücksentwäs-
serungsanlage unverzüglich - mündlich oder fern-
mündlich, anschließend zudem schriftlich - dem 
Verband mitzuteilen. 
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(4) Beim Wechsel des Eigentums an einem Grundstück 
hat der/die bisherige Grundstückseigentümer/in die 
Rechtsänderung unverzüglich dem Verband mitzu-
teilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der/die neue 
Grundstückseigentümer/in verpflichtet. 

(5) Wenn Art und Menge des Schmutzwassers bzw. des 
in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms sich er-
heblich ändern, so hat der/die Grundstückseigentü-
mer/in oder der/die Nutzer/in dies unverzüglich dem 
Verband mitzuteilen. 

(6) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, 
dem Verband die für die Prüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlage und des Schmutzwassers 
bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§ 15 
Zutrittsrechte 

(1) Der/die Grundstückseigentümer/in hat dem Ver-
band und Beauftragten des Verbandes zur Beseiti-
gung von Störungen sowie zur Wahrnehmung son-
stiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung je-
derzeit ungehindert Zutritt zu allen auf dem Grund-
stück befindlichen, der Schmutzwasserbeseitigung 
dienenden Anlagen sowie den Schmutzwasseranfall-
stellen zu gewähren. 

(2) Der/die Grundstückseigentümer/in hat dem Ver-
band und den von ihm Beauftragten zum Zwecke 
der Entleerung der abflusslosen Sammelgruben und 
Kleinkläranlagen ungehindert Zutritt zu seinem 
Grundstück zu gewähren. 

§ 16 
Befreiungen 

(1) Der Verband kann von Bestimmungen dieser Sat-
zung, soweit sie keine Ausnahme vorsehen, Befrei-
ung erteilen, wenn die Durchführung der Bestim-
mungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beab-
sichtigten Härte führen würde und die Befreiung 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung karm unter Bedingungen und Aufla-
gen sowie befristet erteilt werden. Sie steht unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 

§ 17 
Haftung 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benut-
zung oder satzungswidriges Handeln entstehen, 
haftet der/die Verursacher/in. Dies gilt insbesonde-
re, wenn entgegen dieser Satzung schädliches Ab-
wasser oder sonstige Stoffe in die öffentliche Ein-
richtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung eingeleitet werden. Ferner hat der/die Verur-
sacher/in den Verband von allen Ersatzansprüchen 
freizustellen, die andere deswegen bei ihm geltend 
machen. 

(2) Der/die Grundstückseigentümer/in haftet außerdem 
neben dem/der Verursacher/in für alle Schäden und 
Nachteile, die dem Verband durch den mangelhaf-
ten Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, 
ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht 
sachgemäßes Bedienen entstehen. 

(3) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedin-
gungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwas- 
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serabgabe (§ 4 Abs. 4 AbwAG) verursacht, hat dem 
Verband den erhöhten Betrag de Abwasserabgabe zu 
erstatten. 

(4) Mehrere Verursacher/innen haften als Gesamt-
schuldner/innen. 

(5) Im Übrigen ist die Haftung des Verbandes sowie sei-
ner Erfüllungs- und Verrichtungshilfen für schuld-
haft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit 
der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei 
a) Schäden aus Verletzung des Lebens, des Körpers 

oder der Gesundheit, 
b) der schuldhaften Verletzung wesentlicher Pflich-

ten aus dem Schmutzwasserbeseitigungsverhält-
nis, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Rechtsver-
hältnisses überhaupt erst ermöglicht und auf de-
ren Einhaltung der/die Grundstückseigentü-
mer/in regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinal-
pflichten). 

(6) Im Falle einer Verletzung wesentlicher Pflichten aus 
dem Schmutzwasserbeseitigungsverhältnis, welche 
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit be-
ruht, beschränkt sich die Haftung des Verbandes so-
wie seiner Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen 
auf den Schaden, den der Verband bei Erlass der Sat-
zung als mögliche Folge der Pflichtverletzung vor-
ausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der 
Umstände, die er kannte oder kennen musste, hätte 
voraussehen müssen. 

(7) Die Haftung des Verbandes nach zwingenden ge-
setzlichen Regelungen bleibt unberührt. Der/die 
Grundstückseigentümer/in hat dem Verband einen 
Schaden unverzüglich mitzteilen. 

(8) Wenn bei der Entleerung von abflusslosen Sammel-
gruben oder der Entleerung von Kleinkläranlagen 
trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung infolge 
höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder be-
triebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entleerung 
erst verspätet durchgeführt werden kann oder ein-
geschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat 
der/die Grundstückseigentümer/in keinen An-
spruch auf Schadenersatz. 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i. V. m. § 4 Abs. 1 Satz 2 des Niedersäch-
sischen Ausführungsgesetzes zum Wasserverbands-
gesetz (Nds. AGWVG) in der jeweils gültigen Fas-
sung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
a) entgegen § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht recht-

zeitig an die öffentliche Einrichtung zur dezen-
tralen Schmutzwasserbeseitigung anschließen 
lässt; 

b) entgegen § 3 Abs. 3 das bei ihm anfallende 
Schmutzwasser nicht in die öffentliche Einrich-
tung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
einleitet; 

c) entgegen § 5 oder § 6 Abwasser oder Stoffe einlei-
tet, die einem Einleitungsverbot unterliegen oder 
nicht den Einleitungswerten entsprechen; 
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d) entgegen § 8 den Anschluss seines Grundstücks 
an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen 
Schmutzwasserbeseitigung oder die Änderung 
nicht anzeigt; 

e) entgegen § 9 Abs. 2 die Entleerung behindert; 
I) entgegen § 10 Abs. 1 die rechtzeitige Anzeige der 

Notwendigkeit einer Entleerung unterlässt oder 
die Entleerung selbst vornimmt oder durch nicht 
von dem Verband beauftragte Dritte vornehmen 
lässt; 

g) entgegen § 11 Abs. 1 die Entleerung selbst vor-
nimmt oder durch nicht von dem Verband beauf-
tragte Dritte vornehmen lässt; 

h) entgegen § 12 eine Vorbehandlungsanlage nicht 
oder nicht ordnungsgemäß betreibt; 

i) entgegen § 14 seine Anzeigepflichten nicht oder 
nicht unverzüglich erfüllt: 

j) entgegen § 15 dem Verband und dessen Beauf-
tragten nicht ungehindert Zutritt zu den auf dem 
Grundstück befindlichen Anlagen gewährt: 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis 5.000 Euro geahndet werden. 

§ 19 
Übergangsregelung 

(1) Vor Inkrafttreten der Satzung erfolgte Anzeigen der 
Entwässerung gelten als Entwässerungsanzeigen 
im Sinne dieser Satzung. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die 
Voraussetzungen der Anschlussverpflichtung gege-
ben sind und das Grundstück noch nicht an die öf-
fentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwas-
serbeseitigung angeschlossen ist, ist die Entwässe-
rungsanzeige gemäß § 8 dieser Satzung spätestens 
sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten einzurei-
chen. 

§ 20 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbe-
seitigung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasserver-
bandes vom 01. 11. 2022 außer Kraft. 

Anlage - Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wsserverband (Verband) 
und der jeweiligen Mitgliedsgemeinde 

Gemeinde Bakum 

Gemeinde Barßel 

Stadt Bassum 

Gemeinde  Berne  

Gemeinde Bösel 

Stadt  Brake  

Gemeinde Butjadingen 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Bakum durch den 00WV 
vom 11. 12. 2000 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Barßel durch den 00VVV 
vom 05. 07. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Bassum durch den 00WV 
vom 19. 12. 2000 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde  Berne  durch den 00WV 
vom 03. 12. 1998 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Bösel durch den 00WV 
vom 20. 10. 2000 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt  Brake  durch den 00WV 
vom 31. 08. 2000 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Butjadingen durch den 00WV 
vom 20. 12. 2000 

Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 11. 12. 2000, unterzeichnet 
am 21. 12. 2021/12. 01. 2022 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 05. 07. 2004, unterzeichnet 
am 10. 05./18. 05. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 19. 12. 2000, unterzeichnet 
am 20. 07./22. 07. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 03. 12. 1998, unterzeichnet 
am 28. 06./04. 07. 2022 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 20. 10. 2000, unterzeichnet 
am 24. 02./02. 03. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 31. 08. 2000, unterzeichnet 
am 26. 07./01. 08. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 20. 12. 2000, unterzeichnet 
am 09. 07./14. 07. 2021 
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Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Cappeln durch den 00VVV 
vom 03. 12. 2008 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Damme durch den 00WV 
vom 01. 07. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Dinklage durch den 00WV 
vom 26. 07. 2005 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Elsfleth durch den 00VVV 
vom 16. 12./21. 12. 1998 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Samtgemeinde Esens durch den 00WV 
vom 22. 12. 1999 

Vertrag zur Übenrahrne und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Essen (Oldb.) durch den 00WV 
vom 24. 06. 1999 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Ganderkesee durch den 00WV 
vom 22. 04. 2005 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Hagen im Bremischen 
durch den 00WV vom 19. 11. 2002 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Hatten durch den 00WV 
vom 21. 02. 2008 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Holdorf durch den 00WV 
vom 16. 12. 2003 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Hude durch den 00WV 
vom 28. 10. 1998 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Jade durch den 00WV 
vom 26. 11. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 

Gemeinde Cappeln 

Stadt Darnme 

Stadt Dinklage 

Stadt Elsfleth 

Samtgemeinde Esens 

Gemeinde Essen (Oldb.) 

Gemeinde Ganderkesee 

Gemeinde Hagen 
im Bremischen 

Gemeinde Hatten 

Gemeinde Holdorf 

Gemeinde Hude 

Gemeinde Jade 

Gemeinde Lastrup 
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Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 03. 12. 2008, unterzeichnet 
am 31. 03./07. 04. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 01. 07. 2004, unterzeichnet 
am 21. 10./28. 10. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 26. 07. 2005, unterzeichnet 
Am 28. 12. 2021/12. 01. 2022 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 29. 03. 1999, unterzeichnet 
am 24. 02./02. 03. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 22. 12. 1999, unterzeichnet 
am 05. 10./07. 10. 2022 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 24. 06. 1999, unterzeichnet 
am 25. 03./31. 03. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 22. 04. 2005, unterzeichnet 
am 20. 07./26. 07. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 19. 11. 2002, unterzeichnet 
am 21. 01./25. 01. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 21. 02. 2008, unterzeichnet 
am 17. 09./05. 11.2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 16. 12. 2003, unterzeichnet 
an 19. 10./21. 10. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 28. 10. 1998, unterzeichnet 
am 04. 08./09. 08. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 26. 11. 2004, unterzeichnet 
am 10. 08./23. 08. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben- 
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Gemeinde Lastrup durch den 00WV 
vom 07. 05. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Lemwerder durch den 00WV 
vom 01. 03. 2005 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Lindern durch den 00WV 
vom 02. 12. 2008 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Lohne durch den 00WV 
vom 25. 11. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Molbergen durch den 00WV 
vom 15. 12. 2003 

Vertrag zur Übernahme und Druchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Oldenburg durch den 00WV 
vom 20. 12. 2000 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Ovelgönne durch den 00WV 
vom 01. 11. 2001 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Saterland durch den 00WV 
vom 29. 11. 2004 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Stadland durch den 00WV 
vom 03. 03. 2000 

Gemeinde Lemwerder 

Gemeinde Lindern 

Stadt Lohne 

Gemeinde Molbergen 

Stadt Oldenburg 

Gemeinde Ovelgönne 

Gemeinde Saterland 

Gemeinde Stadland 

Gemeinde Südbrookmerland Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Südbrookmerland durch den 
00WV vom 17. 12. 2002 

Stadt Twistringen 

Stadt Varel 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Twistringen durch den 00WV 
vom 07. 07. 2003 
Vereinbarung über die Übernahme 
der Niederschlags- und Oberflächen- 
entwässerung der Stadt Twistringen 
durch den 00WV im Rahmen der 
bestehenden Mitgliedschaft vom 09. 11. 2007 
Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Stadt Varel durch den 00WV 
vom 09. 10. 2006 

übertragungsvertrag 
vom 07. 05. 2004, unterzeichnet 
am 12. 07./19. 07. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 01. 03. 2005, unterzeichnet 
am 20. 07./26. 07. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 02. 12. 2008, unterzeichnet 
am 28. 04./05. 05. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 25. 11. 2004, unterzeichnet 
am 24. 01./07. 02. 2022 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 15. 12. 2003, unterzeichnet 
am 10. 05./18. 05. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 20. 12. 2000, unterzeichnet 
am 15. 07./04. 08. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 01. 11. 2001, unterzeichnet 
am 27. 05./31. 05. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 29. 11. 2004, unterzeichet 
am 01. 07./07. 07. 2021 
Ergänzungsvereinbarung 
zum Aufgaben- 
übertragungsvertrag 
vom 03. 03. 2000, unterzeichnet 
am 05. 03./26. 04. 2021 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 17. 12. 2002, unterzeichnet 
am 08. 07./13. 07. 2022 
Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 07. 07. 2003, unterzeichnet 
am 29. 06./07. 07. 2021 

Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 09. 10. 2006, unterzeichnet 
am 23. 11./30. 11.2021 
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Gemeinde Wangerland 

Samtgemeinde Barnstorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Wangerland durch den 00VVV 
vom 12. 07. 2001 
Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Niederschlags- und Oberflächen-
entwässerung der Gemeinde Wangerland 
durch den 00WV vom 23. 10. 2020 
Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Samtgemeinde Barnstorf durch den 00WV 
vom 04. 12. 2023 

Klarstellungs- und Ergänzungs-
vereinbarung zum Aufgaben-
übertragungsvertrag 
vom 12. 07. 2001, unterzeichnet 
am 27. 04./05. 05. 2021 

1. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasser-
verbandes über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) vom 01. 11. 2022 wird wie 
folgt geändert: 
I. Änderung des Kostentarifs 
Nach Nr. 1 wird eine neue Nr. la eingefügt: 

Art der Amtshandlung 

la 	Änderung der Entwässerungsgenehmigung 
durch Anordnung Einbau einer 
Vorbehandlungsanlage  

II. Änderung der Anlage 
Die Anlage wird wie folgt ergänzt: 

Einheit 

Vorgang 

Gebühr 
mindestens 	höchstens 
319,00 Euro 	319,00 Euro 

Samtgemeinde Barnstorf 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Vertrag zur Übernahme und Durchführung 
der Abwasserbeseitigung der 
Samtgemeinde Barnstorf durch den 00WV 
vom 04. 12. 2023 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
0 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Abwälzung der Abwasserabgabe des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 
vom 01. 11. 2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasser-
verbandes über die Abwälzung der Abwasserabgabe 
vom 01. 11. 2022 wird wie folgt geändert: 
Die Anlage wird wie folgt ergänzt: 
Samtgemeinde 	Vertrag zur Übernahme und 
Banstorf 	Durchführung der Abwasser-

beseitigung der Samtgemeinde 
Barnstorf durch den 00WV 
vom 04. 12. 2023. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. 01. 2024 in Kraft. 
• 

Zweckverband Verkehrsverbund 
Bremen/Niedersachsen (ZVBN) 

- Erlass einer Allgemeinen Vorschrift 
in Form einer Satzung - 

Die Verbandsversammlung des Zweckverband Ver-
kehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) hat in ih-
rer Sitzung am 14. Dezember 2023 den Erlass einer All-
gemeinen Vorscchrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Sat-
zung des ZVBN über die Festsetzung des Deutschland-
tarifs als Höchsttarif für den Zeitraum vom 1. Januar 
2024 bis 30. April 2024 wie nachfolgend beschlossen. 

Die allgemeine Vorschrift in Form einer Satzung 
wird gemäß § 11 Absatz 3 Niedersächsisches Kommu-
nalverfassungsgesetz (NKomVG) unter folgendem 
Link: https://wvvw.zvbn.de/bibliothek/  auf der Homepa-
ge des ZVBN bereitgestellt. 
Bremen, den 15. Dezember 2023 
Reiner Bick 
stellv. Geschäftsführer 

Allgemeine Vorschrift 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007' 
des Zweckverband Verkehrsverbund 
Bremen/Niedersachsen (ZVBN) 
über die Festsetzung des Deutschlandtickets 
als Höchsttarif vom 1. Januar 2024 
bis zum 30. April 2024 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im 
Jahr 2023 eingeführte Deutschlandticket als digitales 
und deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 
hinaus fortzuführen. Das bundesweit gültige Deutsch-
landticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfa-
chen und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV 
und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV 
dar. 

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den 
Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets 
einschließlich des Ermäßigungstickets im Verhältnis 
zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV 
nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im 
Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder all-
gemeiner Vorschriften zu regeln. 

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allge-
meinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. 
Januar 2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung 
hierfür zu gewährleisten, erlässt der Zweckverband 
Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) eine 
allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Sat-
zung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbind-
lich die gemeinwirtschaftliche Verpfllichtung der im 
Lienienbündel Ammerland Süd tätigen Verkehrsunter-
nehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Aus-
gleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nach-
teile nach Maßgabe der Richtlinie über die Gewährung 
von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeck-
ter Aufgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 
2024 in Niedersachsen vom 20. Dezember 2023 (im Fol-
genden: Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschland-
ticket ÖPNV 2024). Hierdurch werden die Vorgaben 
zum Deutschlandticket bezogen auf das Zuständig-
keitsgebiet des ZVBN umgesetzt. 

Die allgemeine Vorschrift gilt im Rahmen des ZVBN-
Gebiets für das Linienbündel Ammerland Süd, da die 
Verkehrsleistungen dort noch eigenwirtschaftlich er-
bracht werden. Mit der allgemeinen Vorschrift soll so-
mit zunächst befristet bis zum 30. April 2024 eine 
Rechtsgrundlage geschaffen werden, um die hierfür 
vom Land Niedersachsen dem ZVBN bereitgestellten 
Ausgleichsleistungen unter Wahrung der Eigenwirt-
schaftlichkeit im Linienbündel Ammerland Süd weiter-
zuleiten. Alle übrigen Verkehrsleistungen im ZVBN-Ge-
biet werden gemeinwirtschaftlich erbracht, sodass die 
Umsetzung und Finanzierung des Deutschlandtickets 
flächendeckend über die bestehenden öffentliche 
Dienstleistungsaufträge geregelt werden. 

VERORDNUNG(EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PAR-
LAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche 
Personennahverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 
1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in der Fassung der Verordnung 
(EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländi-
sche Schienenpersonenverkehrsdienste (ABI. L 354/22). 

Satzung 

§1 
Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 
Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG), Artikel 4 und 5 des Niedersächsischen Nah-
verkehrsgesetzes (NNVG) i. V. m. dem Staatsvertrag 
zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Han-
sestadt Bremen über Zweckverbände, öffentlich-rechtli-
che Vereinbarungen, kommunale Arbeitsgemeinschaf-
ten und Wasser- und Bodenverbände vom 23. Februar 
1971 und der Verbandssatzung für den Zweckverband 
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Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN), so-
wie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buch-
stabe 1) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der 
ZVBN die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Fest-
setzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im all-
gemeinen öfentlichen Personennahverkehr (allgemei-
ner ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistun-
gen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit 
der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutsch-
landticket. 

§2 
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

(1) Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich 
dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Absatz 3) öf-
fentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen 
ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der 
Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) 
das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des 
Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen 
Vorschrift entsprechend Absatz 2 anzuerkennen (im 
Folgenden Tarifanerkennung oder. Tarifanerken-
nungspflicht). 

(2) Die Tarifanerkennung im Sinne von Absatz 1 bein-
haltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem 
gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit ein-
heitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den Ta-
rifbestimmungen Deutschlandticket in der jeweils 
geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/ko-
ordinierungsrat.html),  ohne dass den Fahrgästen 
hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerken-
nung des Deutschlandtickets verpflichtet die Ver-
kehrsunternehmen nicht zum Vertrieb. Die Ver-
kehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der 
Anerkennung des Deutschlandtickets zudem be-
rechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abge-
stimmten Einnahmeaufteilung für das Deutsch-
landticket (vergleiche Beschlussfassung für ein 
bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung 
der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Ba-
sis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils gel-
tenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koor-
dinierungsrat.html)  teilzunehmen. Entsprechend 
sind die hierfür erforderlichen Daten bereitzustel-
len, bestehende Einnahmeansprüche vollumfäng-
lich geltend zu machen und gegebenenfalls diese 
Ansprüche überschießenden Einnahmen abzuge-
ben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus 
dem Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in 
Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-
Einnahmewert des jeweiligen Jahres gemäß der 
Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2024 übersteigende Betrag abzuführen. Kon-
kretisierungen und ausführende Bestimmungen 
zum Leipziger Modellansaatz und der Einnahmeauf-
teilung sind entsprechend zu beachten. Die Ver-
kehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn 
und soweit im Zusammenhang mit der Tarifaner-
kennung erforderlich. Tarifgenehmigungsanträge 
für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei 
entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken 
und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie 
haben in dem möglichen und erforderlichen Um-
fang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung 
des Deutschlandtickets mitzuwirken und keine Ein- 
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wände hiergegen vorzubringen. Die Umsetzung des 
Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit 
abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch un-
ter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu ge-
währleisten; die bundesweit abgestimmten Eck-
punkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind 
einzuhalten. 

(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift 
erstreckt sich geografisch auf das Linienbündel 
Ammerland Süd, mithin den Verlauf sämtlicher dar-
in enthaltenen Linien(abschnitte) für die der ZVBN 
unter Berücksichtigung von bestehenden Regelun-
gen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit be-
nachbarten zuständigen Behörden die Befugnis als 
zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchsta-
be b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den 
allgemeinen ÖPNV innehat. 

§3 
Ausgleichsleistungen 

(1) Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe die-
ser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Aus-
gleichsleistungen für die ihnen durch die Anerken-
nung des Deutschlandtickets entstehenden finan-
ziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben 
sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situati-
on mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-
Fall) und der Situation mit Anwendung der bis da-
hin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichti-
gung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen posi-
tiven und negativen Effekte. Bei der Gegenübersel-
lung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beach-
ten. 

(2) In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Aus-
gleichsleistungen gelten die Nummern 5.4.1 bis 
5.4.6 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutsch-
landticket ÖPNV 2024. 

(3) Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die 
keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 
bis April 2019 ermittelt werden können, ist zur Er-
mittllung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die 
Nutzung von Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. 
Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, 
sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Pro-
gnosedaten müssen unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem 
Deutschlandticket und der preislichen Elastizität 
beim Nachweisverfahren validiert werden. 
1. Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige 

Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt ins-
besondere für den gesetzlichen Ausgleichsan-
spruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt glei-
chermaßen auch für weitere bestehende Tarifvor-
gaben und darauf bezogene Ausgleichsregelun-
gen des ZVBN oder Dritter, die für das Verkehrs-
unternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen 
mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, 
insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen ver-
schiedener allgemeiner Vorschriften sicherzustel-
len, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarif-
vorgabe nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu 
sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür 
gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der 
Nachweisführung (dazu § 4) jeweils getrennt und 
nachvollziehbar darzustellen. 
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2. Der ZVBN kann künftig auch zusät7liche Tarif- 
vorgaben und Ausgleichsregelungen treffen. 

(4) Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen 
Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den fi-
nanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Arti-
kel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung 
mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007. Diesbezüglich gilt: 
1. Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der 

Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift 
entspricht nach dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven 
und negativen) Auwirkungen aus der Erfüllung 
der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allge-
meinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschland-
ticket. Für die Ermittlung des finanziellen Netto-
effekts ist somit eine Aufstellung aller Auswir-
kungen auf die Kosten und Einnahmen vorzu-
nehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnah-
men erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 
des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend 
Absatz 1. Weitergehende Auswirkungen auf die 
Einnahmen können berücksichtigt werden, so-
weit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die 
Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten 
sich ebenfalls nach Absatz 1. 

2. Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 werden vorliegend wie folgt 
gewährleistet: 
a. Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß 

Nummer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 sind einzuhalten. 

b. Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn 
nach Nummer 6 des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 gilt Nummer 4. 

3. Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemei-
nen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkom-
pensation im Sinne des Anhangs der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer 
Überkompensation wird unter Beachtung der 
Vorgaben von Nummer 6 des Anhangs in Bezug 
auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewähr-
leistet: Die Überkompensationskontrolle ist jähr-
lich durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf 
den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifaner-
kennung des Deutschlandtickets nicht überstei-
gen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein an-
gemessener Gewinn von 4,5 Prozent vom Umsatz 
für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste er-
reicht wird. Zum Nachweis einer nicht vorhande-
nen Überkompensation ist eine unternehmensin-
dividuelle Aufstellung über die Berechnung des 
finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der 
Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemei-
nen Vorschrift in Bezug auf das Deutschland-
ticket entsprechend Absatz 5 Nummer 1 differen-
ziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren 
und eigenwirtschaftlichen Verkehren bis zum 31. 
Januar 2026 vorzulegen. Als Ergebnis der Auf-
stellung ist unter Berücksichtigung der Aus-
gleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemei-
nen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensa-
tion auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstel-
lung ist bezogen auf jeden eigenwirtschaftlichen 
Verkehr von einem Steuerberater oder Wirt- 

schaftsprüfer zu bescheinigen. Sollte im Einzel-
fall dennoch eine Überkompensation festgestellt 
werden, hat das Verkehrsunternehmen den über-
kompensierenden Betrag zur Vermeidung einer 
unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab 
dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzah-
len. 

§4 
Darlegungs- und Nachweispflichten 

(1) Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs-
und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allge-
meinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und 
Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichs-
leistungen bezogen auf den geografischen Gel-
tungsbereich gemäß § 2 Absatz 3. Er ist verpflich-
tet, sämtliche für die Durchführung dieser allge-
meinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollstän-
dig und wahrheitsgemäß zu machen. 

(2) Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils 
bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle 
selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen er-
folgten Verkäufe des Deutschlandtickets unmittel-
bar an die in Nummer 6.3 der Richtlinie Billigkeits-
leistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 benannte 
Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunterneh-
men werden verpflichtet, die selbst oder im Namen 
des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkäufe der 
übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende ei-
nes Monats unmittelbar an die in Nummer 6.3 der 
Richtlinie Bliligkeitsleistungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die 
Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vor-
läufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher Fort-
schreibung gemäß Richtlinie Billigkeitsleistungen 
Deutschlandticket ÖPNV 2024 an die in Nummer 
6.3 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutsch-
landticket ÖPNV 2024 benannte Clearingstelle ein-
malig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis 
zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung 
muss den technischen Voraussetzungen entspre-
chen, die von der in Nummer 6.3 der Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 
benannten Clearingstelle vorgegeben werden (htt-
ps://info  portal.  mobil. nrw/koordinierungsrat. html). 
Die Verkehrsunternehmen können sich eines Drit-
ten bedienen, der die Meldung im Namen der Ver-
kehrsunternehmen vornimmt. Der ZVBN erhält 
eine Abschrift der Meldung. 

(3) Für die Antragstellung des ZVBN beim Land Nie-
dersachsen gemäß Nummer 7.1 der Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 
am 30. September 2024 sind von den Verkehrsun-
ternehmen fristgerecht vorzulegen: 
I. Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der 

voraussichtlichen Ausgleichsleistungen auf 
Grundlage der in Nummer 5.4 der Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 
genannten Berechnungsmethode; 

2. Prognosen der Verbundorganisationen über die 
Minderungen gemäß Nummer 5.4.1 der Richtli-
nie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2024 sowie weitere begründete Unterla-
gen; sofern entsprechende Daten von der Verbun-
dorganisation nicht zur Verfügung gestellt wer-
den, hat das Verkehrsunternehmen entsprechen- 
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de Prognosen und begründende Daten selbst vor-
zulegen. 

Sollten die Verkehrsunternehmen von ihrem Recht 
nach Nummern 3.3 und 3.4 der Richtlinie Billig-
keitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 Ge-
brauch gemacht haben, sind dem ZVBN die vom Ver-
kehrsunternehmen bei der Bewilligungsbehörde 
eingereichten Unterlagen vorzulegen. 

(4) Vorzulegen sind endgültig bis zum 30. September 
2025 die nachfolgend aufgeführten Daten und 
Nachweise (Daten für den Nachweis des ZVBN ge-
genüber dem Land Niedersachsen bis zum 31. März 
2026 nach Nummer 6.4 der Richtlinie Billigkeitslei-
stungen Deutschlandticket ÖPNV 2024). Auf Anfor-
derung sind die zugrundeliegenden Daten und Be-
rechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die 
Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das 
endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenauf-
teilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 30. Septem-
ber 2025 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem 
Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenauf-
teilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrun-
de gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet 
der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht 
statt. 
1. Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis 

April 2019 sind die nachfolgenden Daten und 
Nachweise vorzulegen: 
a. die Fahrgeldeirmahmen in diesem Zeitraum 

für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Über-
gangstarife, landesweite Tarife, Haustarife), in 
dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

b. die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsun-
ternehmen zugeordneten Fahrausweise und 
Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kar-
tenart und Preisstufe sowie die Höhe des Ta-
rifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der 
Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von 
Januar 2019 bis April 2019 in Soll-Fahrplan-
Kilometern; 

c. Bestätigungen der Verbundorganisationen 
über die aufzuteilenden Einnahmen der Mona-
te Januar 2019 bis April 2019 und die Einnah-
menaufteilung sowohl für die hochgerechne-
ten als auch für die tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen; hinzuzufügen sind auch betrags-
mäßige Erlösminderungen aus Vertriebsprovi-
sionen. 

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen 
auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024 
hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnah-
men sind vorzulegen: 
a. für die im Referenzzeitraum (§ 4 Absatz 4 

Nummer 1) bestehenden Kartenarten und 
Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs; 

b. soweit sich in Einzelfällen keine entsprechen-
den Referenzpreise zuordnen lassen oder es 
sich um stückzahlunabhängige Pauschalange-
bote handelt, die mittels der aus der Berech-
nung nach Nummer 5.4.1.1 Satz 1 der Richtli-
nie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2024 abgeleiteten durchschnittlichen 
prozentualen Tarifanpassung hochgerechne-
ten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 
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c. die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnen-
ten im April 2023 und im Januar 2025; 

d. der Umfang der Betriebsleistungen in Soil-
Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern für 
die Zeit von Januar 2024 bis April 2024 und 
das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Ka-
lenderjahres 2019. 

3. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Aus-
gleichsleistungen sind bezogen auf den Zeitraum 
von Januar 2024 bis April 2024 vorzulegen: 
a. die ermittelten, anzusetzenden tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 
bis April 2024; 

b. Bestätigung der Verbundorganisationen zum 
Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf An-
forderung sind diese auch für die Vorjahre vor-
zulegen; 

c. Nachweise über die erzielten Einnahmen und 
Erlöse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Ge-
meinschaftstarifen einschließlich der Zuord-
nung zum jeweils für den öffentlichen Dienst-
leistungsauftrag oder den eigenwirtschaftli-
chen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsge-
biet für die Monate Januar 2024 bis April 2024; 
sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorlie-
gen, ist zunächst eine vorläufige Bescheini-
gung des jeweiligen Verbundes über die Ein-
nahmenzuscheidung beizubringen; der Nach-
weis ist in diesem Fall schnellstmöglich nach-
zureichen; 

d. soweit Nummer 5.4.1.1 Satz 6 der Richtlinie 
Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 
2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine 
transparente Überleitungsrechnung der Soll-
und Ist-Einnahmen vorzulegen; 

e. Nachweise über die im Zusammenhang mit der 
Anerkennung des Deutschlandtickets entstan-
denen (Mehr-)Kosten, sweit diese nach Maßga-
be der Richtlinie Billigkeitsleistungen 
Deutschlandticket ÖPNV 2024 ausgeglichen 
werden; 

f. Nachweise über positive oder negative Effekte 
hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf 
Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX; 
Nachweise über Minderungen anderer Aus-
gleichsleistungen aus allgemeinen Vorschrif-
ten; 

h. Nachweise über positive und negative Effekte 
für das Verkehrsunternehmen auf Vertrieb-
sprovisionen, die sich aus der Anerkennung 
des Deutschlandtickets für die Monate Januar 
2024 bis April 2024 ergeben. 

(5) Der ZVBN kann vom Verkehrsunternehmen die Vor-
lage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, 
soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten 
nach der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutsch-
landticket ÖPNV 2024 oder insbesondere aufgrund 
von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der 
EU-Kommission oder des Obersten Rechnungshofes 
erforderlich ist. Werden die unter den Absätzen 2 bis 
4 genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 
geforderten Unterlagen und Nachweise nicht frist-
gerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung 
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ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleiste-
te Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzah-
len. 

(6) Der ZVBN kann die von dem Verkehrsunternehmen 
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizu-
bringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Te-
state oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm 
bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten 
Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen 
ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Ein-
blick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu ge-
währen. 

(7) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung 
von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezo-
genen Daten werden die jeweils geltenden rechtli-
chen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils gelten-
den Richtlinien Deutschlandticket diesbezügliche 
weitergehende Vorgaben trifft, werden diese eben-
falls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entspre-
chende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunter-
nehmen und dem ZVBN getroffen. Gleiches gilt in 
Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde liegen-
den Unterlagen und Daten sowie für die hierfür gel-
tenden Fristen. 

§5 
Abwicklung der Ausgleichsleistungen, 
Abschlagszahlungen 

(1) Der ZVBN leiten die Ausgleichsleistungen, die er in 
Bezug auf die Verkehrsleistungen des Linienbün-
dels Ammerland Süd vom Land Niedersachsen er-
hält, auf formlosen Antrag der Verkehrsunterneh-
men auf Basis eines Bewilligungsbescheids an diese 
weiter. Bei Bedarf ergeht zunächst ein vorläufiger 
Bewilligungsbescheid, der später durch einen gülti-
gen Bewilligungsbescheid ersetzt wird. Der endgül-
tige Bewilligungsbescheid ergeht erst nach erfolg-
ter Schlussabrechnung 2024 im Zuge der Verwen-
dungsnachweisführung zwischen dem ZVBN und 
dem Land Niedersachsen. Die Modalitäten der Aus-
zahlung werden jeweils im Bewilligungsbescheid 
naher geregelt. 

(2) Der ZVBN gewährt dem Verkehrsunternehmen auf 
Grundlage der Prognoserechnungen nach § 5 Abs. 
3 Abschlagszahlungen der aufgrund der Ein-
führung des Deutschlandtickets zu erwartenden 
Mindereinnahmen, sofern er entsprechende Mittel 
auf Basis von Nummer 7.4 der Richtlinie Billig-
keitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 vom 
Land Niedersachsen erhalten hat. Voraussetzung 
für die Gewährung von Abschlagszahlungen ist der 
Eingang des Antrags des Verkehrsunternehmens 
nach Absatz 1; eine gesonderte Antragstellung für 
die Abschlagszahlung ist nicht erforderlich. 

(3) Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistun-
gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift er-
folgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlun-
gen nach Absatz 2. Die endgültige Ermittlung der 
Ausgleichsleistungen beinhaltet auch eine Rege-
lung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit 
Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) 
einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

§6 
Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

Der ZVBN ist über die auf Grundlage dieser allge-
meinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen 
berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007). 
Sofern dies für die Gewährleistung der Berichts-
pflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können 
Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemei-
nen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den 
Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Ver-
kehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund 
dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, kön-
nen sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die 
Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben 
berufen. 

§7 
Inkrafttreten und Geltungsdauer; 
Außerkrafttreten 

(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt am 1. Januar 2024 
in Kraft. 

(2) Diese allgemeine Vorschrift tritt mit Ablauf des 30. 
April 2024 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfah-
rens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für das Jahr 2024 wird auch nach dem Außerkraft-
treten gemäß Satz 1 nach den Regelungen dieser all-
gemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere 
Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die 
Verkehrsunternehmen und Durchführung der 
Schlussabrechnung durch den ZVBN). Die allgemei-
ne Vorschrift kann durch Änderungssatzung ver-
längert, geändert oder aufgehoben werden. Der 
ZVBN kann diese allgemeine Vorschrift und die da-
mit verbundene Pflicht zur Anerkennung des 
Deutschlandtickes außer Kraft setzen, wenn keine 
ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets 
mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der Sat-
zung bestehenden Ausgleichsansprüche vollum-
fänglich zu befriedigen. 

Bremen, den 15. Dezember 2023 
Landrat Bernd Lütjen 
Verbandsvorsitzender 

• 
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